
Die revolutionäre DNEye® Technologie sorgt für schärfstes Sehen aller Zeiten.
Durchbruch in der Augenoptik: Mit der DNEye® PRO Technologie können erstmals die individuelle Anatomie des Auges gemessen und die dabei gewonnenen
biometrischen Daten ins Brillenglas übertragen werden. Das Ergebnis sind die individuellsten und schärfsten Brillengläser aller Zeiten.

Kunden bestätigen Vorteile

84% sehen mit DNEye®-Gläsern
besser als mit den bisherigen

80% sehen besser bei Dämmerung

98% würden die neuen Gläser
weiterempfehlen

In einer im letzten Jahr gross angelegten
Umfrage haben über 280 Kundinnen und
Kunden ihre Erfahrungen betreffend
Brillengläser mit DNEye®-Option geteilt
und bestätigen höchsten Sehkomfort.

Der Weg zum perfekten Glas
Als führender Anbieter von kompro-
misslos individuellen Gleitsicht-
gläsern nutzt Kochoptik seit Jahren
die Vorteile der innovativen DNEye®

Technologie zur Berechnung der
Korrekturdaten. Bisher wurden diese
Berechnungen anhand von Standard-
Augenwerten vorgenommen. Das
ändert sich jetzt radikal: Mit der neuen
DNEye® PRO Technologie kan
Kochoptik die individuelle Anatomie
des Auges messen (z.B. Augentiefe,
Hornhauttopografie) und die dabei
gewonnenen biometrischen Mess-
werte ins Brillenglas übertragen. Dies
ist der Durchbruch auf dem Weg zum
perfekten Glas.

Weltweit individuellstes
Gleitsichtglas
Impression FreeSign® PRO setzt einen
neuen Massstab im Bereich des
Gleitsichtglases. Verbesserte DNEye®

Technologie, neue Materialien und
Veredelungsoptionen ermöglichen ein
einzigartiges Seherlebnis und höchste
Zufriedenheit. Zusammen mit dem

DNEye®-Augenscan tragen Kochoptik-
Kunden das individuellste und schärfste
Gleitsichtglas aller Zeiten.

25 Mal genauere Messwerte
Mit dem Einsatz der neuen DNEye® PRO
Technologie erweist sich Kochoptik ein
weiteres Mal als Pionier in der Optikerbran-
che. Bereits seit 2012 nutzt Kochoptik die
DNEye® Technologie, die bis zu 25 Mal
exaktere Werte ermöglicht als herkömmli-
che Messmethoden. Seither hat kein
anderer Optiker weltweit mehr Gleitsicht-
gläser mit DNEye®-Option verkauft.

Das Beste für Ihre Augen
Mit mehr als 100 Jahren Erfahrung ist
Kochoptik das führende Optikunter-
nehmen in der Deutschschweiz. Heute
garantieren Ihnen innovative Tech-
nologien und das Fachwissen unserer
Spezialisten die bestmögliche und kom-
plett auf Ihre Bedürfnisse mass-
geschneiderte Sehlösung. Überzeugen
Sie sich selbst von den hohen Qualitäts-
ansprüchen und vom Top-Service bei
Kochoptik. Wir freuen uns auf
Ihren Besuch.

Publireportage

So scharf sehen wie in Ultra-HD-Qualität

GUTSCHEIN

Gratis-DNEye®-Augenscan im Wert von Fr. 43.–
Gültig bis 30. Juni 2019
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Jetzt
profitieren
für bestes
Sehen

Bitte vereinbaren Sie mit uns einen Termin –

gerne auch online unter kochoptik.ch – Gratisnummer 0800 33 33 10
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Anzeige

Adrian Schmid

BernEs ist eine spektakuläre Kehrt-
wende, die klar die Handschrift
der neuen SP-Umweltministerin
Simonetta Sommaruga trägt: Der
Bundesrat wehrt sich nicht mehr
länger gegen die Einführung einer
Flugticketabgabe. «Wenn das Par-
lament eine solche Abgabe im Rah-
men des CO2-Gesetzes einführen
will, wird der Bundesrat diese
Arbeit wohlwollend begleiten»,
schreibt Sommarugas Departe-
ment auf Anfrage. Die Abgabe
werde derzeit in der Bevölkerung
und im Parlament breit diskutiert,
heisst es zur Begründung. Zudem
sei der Bundesrat zum Schluss ge-
kommen, dass eine «klug ausge-
staltete Flugticketabgabe zum Kli-
maschutz beitragen kann».

Noch im letzten Dezember, als
im Nationalrat über eine Flug
ticketabgabe debattiert wurde, tön-
te es ganz anders. Damals war auch
noch nicht Sommaruga für das
Dossier zuständig, sondern die da-
malige CVP-Bundesrätin Doris
Leuthard. Sie sagte im Parlament,
dass die Einführung einer Flug
ticketabgabe «schwierig» sei. Das
Fliegen sei zwar sehr günstig. Das
hänge aber mit dem «mörderischen
Preiskampf in der Flugindustrie»
zusammen und begünstige die

CO2-Emission nicht. Zuvor hatte
der Bundesrat schon mehrere Vor-
stösse abgelehnt, die eine Flugti-
cketabgabe gefordert hatten. Am
Ende wollte auch die Mehrheit des
Nationalrats nichts davon wissen.

Alles hängt jetzt von
den Freisinnigen ab

Eine zentrale Rolle spielte dabei
die FDP, welche geschlossen gegen
die Flugticketabgabe stimmte. Par-
teichefin Petra Gössi hat in der Par-
tei mittlerweile zwar einen grüne-
ren Kurs eingeleitet, im diese Wo-
che präsentierten Positionspapier

ist von einer Flugticketabgabe je-
doch nichts zu lesen. Den Kritikern
um FDP-Nationalrat Christian
Wasserfallen ist es gelungen, die
Abgabe aus dem Papier zu strei-
chen. Der bundesrätliche Mei-
nungswechsel ist nicht in Wasser-
fallens Sinne: «Flugticketabgaben
sind ein Modell der Vergangen-
heit. Viele Länder haben sie ent-
weder abgeschafft oder halbiert,
weil sie kontraproduktiv waren.»

Grünen-Präsidentin Regula
Rytz sieht es anders. «Der Luftver-
kehr leistete bisher kaum einen
Beitrag an den Klimaschutz. Das

muss sich ändern», sagt die Natio-
nalrätin und Ständeratskandida-
tin. Rytz begrüsst die Kehrtwende
des Bundesrats. «Dieser Schritt ist
nötig. Wenn nichts passiert, prü-
fen wir eine Volksinitiative.»

«Es ist schön, dass nach den Kli-
mastreiks und all den Diskussio-
nen nun auch im Bundesrat ein
Umdenken stattfindet», sagt GLP-
Präsident Jürg Grossen. Er ist aber
nur «mittelmässig euphorisch».
Eine Flugticketabgabe, die er be-
reits per Vorstoss gefordert hat, sei
noch lange nicht am Ziel. «Wir
brauchen dafür auch die FDP.»

Ob sich beim Freisinn die Wasser-
fallen-Fraktion oder die Befürwor-
ter einer Flugticketabgabe um
Ständerat Damian Müller durch-
setzen werden, ist noch nicht ent-
schieden. Zuerst muss die Partei
an der Delegiertenversammlung
in einem Monat ihr Klimapapier
definitiv bereinigen.

GLPwill erneuten Entscheid
im Nationalrat provozieren

Die Grünliberalen fordern nun so-
gar einen neuerlichen Beschluss
zur Flugticketabgabe im National-
rat. Sie lancieren einen zweiten
Versuch, um eine dringliche Kli-
madebatte zu führen. Dabei sollen
Vorstösse zum Thema aus allen
Fraktionen behandelt werden – so
auch diejenigen, die eine Flugti-
cketabgabe verlangen. Im Frühjahr
war der Plan noch am Widerstand
der FDP gescheitert.

Grossen glaubt, dass eine sol-
che Debatte eine Chance für die
FDP wäre. «Sie verfolgt mit dem
neuen Positionspapier ja offenbar
eine klimafreundlichere Politik. In
einer dringlichen Debatte könnte
die FDP beweisen, dass den schö-
nen Worten auch konkrete Taten
folgen», sagt der GLP-Chef. Die
Frage, ob sich der Freisinn darauf
einlassen wird, blieb gestern un-
beantwortet. Kommentar— 20

Sommaruga landet Klima-Coup
Der Bundesrat gibt seinenWiderstand gegen eine Flugticketabgabe auf

FDP-Chefin Petra Gössi ist mit ihrem Kurswechsel in
derKlimapolitik noch langenicht amZiel. NachderPrä-
sentation desneuenPositionspapiers ist sieweiterhin
mitWiderstandkonfrontiert. NationalratChristianWas-
serfallen, der prominentesteKritiker, ist nochnicht zu-
frieden: «Wir haben schon einige kritische Punkte wie
die Flugticketabgabeunddie EinrichtungvonUmwelt-
zonen aus dem Papier streichen können. Damit ist es
aber noch nicht getan», sagt der FDP-Vizepräsident.
Wasserfallen stören etwa die subsidiären Verbote,
die im Papier festgehalten sind. Auch die Forderung
nacheinerTreibstoffabgabe lehnt er ab. DasPapier sei
so, wie es jetzt vorliege, «nicht mehrheitsfähig».
Bereits jetzt zeigt sich, dass die verschiedenen Lager
anderDelegiertenversammlung in einemMonat noch-

malsmiteinander ringenwerden. Erste Anträge liegen
vor. So hat sich eine Gruppe formiert, der nach eige-
nenAngaben rund60 Freisinnige undJungfreisinnige
angehören. Sie will keine neuen Verbote und Restrik-
tionen. Im Papier soll etwa erwähnt werden, dass es
kein Atomenergieverbot geben darf. Und statt auf
CO2-Lenkungsabgaben will die Gruppe lieber auf den
Emissionshandel setzen. «Wir arbeiten konstruktiv an
liberalenLösungen fürdieSchweizerUmwelt- undEner-
giepolitik», sagen die Antragsteller Alain Schwald und
Nicolas Rimoldi. Der eine ist Präsident der FDP Bezirk
Affoltern, der andere Ex-Vorstandsmitglieddes Luzer-
ner Jungfreisinns. Sie möchten zwar Kostenwahrheit
herstellen, aber keine Lenkunghaben – undTechnolo-
gieverbote lehnen sie «grundsätzlich» ab. (ad)

60 Freisinnige bereiten Petra Gössi neue Sorgen
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Nadja Pastega

Zürich Nur drei von fünf Schü-
lern können gut rechnen. Das zu-
mindest ist das Resultat des ersten
landesweit durchgeführten Schü-
lertests. Die Ergebnisse wurden
am Freitag veröffentlicht. Der er-
nüchternde Befund im Fach Ma-
thematik steht im Widerspruch
zum Abschneiden der Schweizer
Schüler beim Pisa-Test der
OECD: Dort erzielten sie 2015
einen Spitzenplatz.

Beim jetzt vorliegenden Schwei-
zer «Pisa»-Test unter der Leitung
der Konferenz der kantonalen Er-
ziehungsdirektoren (EDK) wurde
2016 erhoben, ob die Schüler die
so genannten Grundkompetenzen
in Mathematik beherrschen. Es
handelt sich dabei um Minimalan-
forderungen, die von der EDK fest-
gelegt wurden. Entsprechend mach-
te die EDK im Vorfeld die Erwar-
tung klar, dass das Schweizer Bil-
dungssystem gewährleistet, «dass
praktisch alle Schülerinnen und
Schüler diese Mindestanforderun-
gen erreichen». Gemäss den jetzt
vorliegenden Ergebnisse ist man
davon allerdings weit entfernt.

Recherchen zeigen: Das schlech-
te Abschneiden liegt weniger an
inkompetenten Schülern als an

den gestellten Aufgaben. Die
Mathe-Aufgaben waren schlicht zu
schwierig.

Aufgeschreckt durch die Ma-
the-Testresultate, die ursprüng-
lich im letzten Jahr im Bildungs-
bericht hätten publiziert werden
sollen, gab eine Kommission der
EDK Ende 2017 ein Gutachten
beim Luxemburger Zentrum für
Bildungstest in Auftrag – um zu
überprüfen, ob die gewählte
Übungsanlage für die Messung
der Grundkompetenzen über-
haupt geeignet ist. Seit 2014 in-
vestierte die EDK jährlich 1,1 Mil-
lionen Franken in die Entwick-
lung dieses landesweiten Exa-
mens, das in Luxemburg bestell-
te Gutachten kostete dem Verneh-
men nach weitere 37 000 Franken.

Lernschwache Schüler blieben
unberücksichtigt

In ihrem Bericht halten die Luxem-
burger Experten fest: Die Daten-
erhebung und -analyse sowie die
Festlegung des Schwellenwerts, ab
dem das geforderte Leistungs-
niveau als erfüllt gilt, entspreche
beim Schweizer «Pisa»-Test den ak-
tuellen wissenschaftlichen Quali-
tätsstandards – die Note ungenü-
gend gibt es aber für die gestellten
Mathe-Aufgaben. Diese seien im

Vorfeld zum Teil nicht genügend
validiert und getestet worden und
«übertrieben ambitioniert». Das
zeige sich darin, dass «kaum zwei
Drittel der Schüler diese Minimal-
anforderungen erreicht haben».
Die Schweizer Mathe-Ambitionen
seien «im internationalen Vergleich
sehr, wenn nicht sogar extrem
hoch». Statt um Minimalanforde-

rungen, die auch lernschwache
Schüler erreichen könnten, hand-
le es sich «eher um Regelstandards»
für durchschnittliche Schüler. Das
sei der Grund für die «unerwarte-
ten» Ergebnissen im Mathe-Test.

Die Gutachter kritisieren wei-
ter die Intransparenz bei der Fest-
legung der geforderten Grundkom-
petenzen. «Wir haben wirklich hart

versucht zu verstehen, wie genau
diese Minimalanforderungen ent-
standen sind», schreiben sie in
ihrem Bericht, aber «weder die ver-
fügbaren Dokumente noch Inter-
views haben eine wissenschaftlich
befriedigende Antwort geliefert.»

Bildungsexperte: Debatte über
Grundkompetenzen versäumt

Im Kapitel «Empfehlungen» schla-
gen die Gutachter vor, das gefor-
derte Leistungsniveau in Mathe-
matik zu überarbeiten oder die Ter-
minologie von «Minimalstan-
dards» in «Regelstandards» zu än-
dern. Eine dritte Möglichkeit für
die EDK sei «der rhetorische Ap-
proach»: «Argumentieren, dass die
Mathe-Testergebnisse so ausgefal-
len seien wie erwartet, weil die teil-
nehmenden Schüler noch nicht ex-
plizit auf der Basis der Minimal-
anforderungen von Harmos und
der entsprechenden Lehrpläne
unterrichtet wurden.» Das sei aber
eine etwas wacklige Argumenta-
tion, weil die Frage auftauchen
könnte, ob sich denn die neuen
Mathe-Lehrpläne wirklich funda-
mental von den bisherigen unter-
scheiden würden. Gleichwohl hat
die EDK bei der Präsentation der
Testergebnisse diese rhetorische
Nebelpetarde gezündet.

Gleichzeitig wird bei der EDK aber
auch Handlungsbedarf einge-
räumt. «Wie der Audit-Report rich-
tig festhält, gibt es Hinweise, dass
die Mathe-Aufgaben zum Teil zu
schwierig waren», sagt EDK-Ge-
neralsekretärin Susanne Hardmei-
er. «Wir werden dem jetzt nachge-
hen und haben damit eine Kom-
mission beauftragt.»

Auf Kritik stösst das Vorgehen
der EDK bei Schweizer Bildungs-
experten wie Walter Herzog, eme-
ritierter Professor für Pädagogische
Psychologie an der Universität
Bern. Die Diskussion, ob die Mi-
nimalstandards zu hoch angesetzt
wurden oder nicht, sei «absurd»,
sagt Herzog. «Statt im Nachhinein
zu überprüfen, ob die Kompeten-
zen wirklich Grundkompetenzen
sind, hätte man sich bei deren Fest-
legung überlegen müssen, über
welche Fähigkeiten unsere Schü-
ler am Ende der Schulzeit verfü-
gen sollten.» Es könne nicht sein,
dass man jetzt bereits wieder rela-
tivieren müsse. «Massstab zur Be-
urteilung, was unsere Schulen leis-
ten sollen, muss sein, welche Bil-
dung im Minimum notwendig ist,
um in unserer Gesellschaft zu re-
üssieren», sagt Herzog. «Darüber
eine offene Diskussion zu führen,
wurde leider versäumt.»

BeimMathe-Test versagten die Prüfer
Schüler schnitten im Schweizer «Pisa»-Test in Mathematik schlecht ab, weil die Aufgaben zu schwierig waren

Die Konferenz der kantonalen Bil-
dungsdirektoren (EDK) liess lan-
desweit erheben, wie gut die Kin-
der lesen, schreiben und rechnen
können. Dafür lösten die Schüler
2016 am Ende ihrer obligatori-
schenSchulzeitMathe-Aufgaben.
Ein Jahr später wurde bei den
Sechstklässlern das Beherrschen
der Schul- und der ersten Fremd-
sprache geprüft. Bei beiden Erhe-
bungenwurden rund20000Schü-
ler getestet. Hintergrund für die so-
genannte«ÜberprüfungderGrund-
kompetenzen» ist der Bildungsar-
tikel, den das Volk 2006 annahm.
Er verlangt, dass die Volksschule
harmonisiert wird. Die EDK hat
Grundkompetenzen, dasheisstMi-
nimalstandards definiert, die alle

Schüler erreichen müssen. Die
Testergebnisse: In Mathe erreich-
ten im Schnitt nur 62 Prozent der
Schülerinnen und Schüler in der
Schweiz dasMinimalziel. Zwischen
den Kantonen gibt es beträchtli-
cheUnterschiede. Amschlechtes-
ten steht Basel-Stadt da, wo nur
43 Prozent die Grundkompeten-
zen erreichten. Besser erwiesen
sichdieSchüler bei denSprachen:
Beim Lesen in der Schulsprache
erfüllten 88 Prozent der geteste-
ten Schüler die Minimal
erwartungen, in der Orthografie
80 bis 89 Prozent und beim Hör-
verstehen indererstenFremdspra-
che90Prozent.Nicht getestetwur-
den bei der Fremdsprache das
SprechenunddasSchreiben. (pas)

Schlecht in Mathematik, besser in den Sprachen

Geprüft werden
sollte das
Basiswissen:
Nur 62 Prozent
der Schüler
erreichten
in Mathe das
Minimalziel
Foto: Keystone

Bern Vom Bombardier-«Pannen-
zug» der SBB stehen nur noch 15
von 62 bestellten Zügen im Ein-
satz. Mit dem Fahrplanwechsel
und dem dichteren Angebot dürf-
te sich der Zugmangel bei den
Schweizer Bundesbahnen noch
verschärfen. Die BLS könnte und
würde aushelfen. Denn in Bern
stehen acht neue Zugkompositio-
nen auf dem Abstellgleis. Doch
SBB-Chef Andreas Meyer will par-
tout keine Züge bei der BLS mie-
ten.

Jetzt mischt sich der Berner Regie-
rungsrat Christoph Neuhaus ein
und fordert Meyer auf, das Macht-
spiel zu beenden und die BLS-Zü-
ge zu übernehmen. Der Kanton
Bern ist BLS-Mehrheitsaktionär.
Neuhaus: «Die SBB müssten froh
sein, dass sie die BLS-Züge über-
nehmen können. Darauf zu ver-
zichten, wäre ein Unsinn.» Für
Neuhaus ist klar: «Aus wirtschaft-
lichen und politischen Gründen
können es sich zwei hoch subven-
tionierte Unternehmen nicht leis-

ten, am einen Ort teure Züge un-
benutzt stehen zu lassen, während
andernorts Züge fehlen.» Neuhaus
fordert unmissverständlich: «Die
SBB müssen mit der BLS zusam-
menarbeiten.»

In Bern glaubt man
an eine Strafaktion

Die BLS selbst will die Weigerung
der SBB, die BLS-Züge zu mieten,
nicht kommentieren. Klar ist aber:
In Bern sieht man das Verhalten
der SBB als Strafaktion gegen die

BLS. Seit sich die Berner Bahn vor
zwei Jahren um Fernverkehrslinien
beworben hat, befinden sich die
beiden Unternehmen in einem un-
erbittlichen Streit. Die BLS erhielt
am Ende zwar zwei kleine Linien.
Zwei grosse Linien von Interlaken
und Brig nach Basel wurden ihr
auch wegen des Protests der SBB
verwehrt. Selbst die Konzessionen
für Linien von Bern nach Biel und
Olten hatten die SBB angefochten.
Seither ist die Sache blockiert. Und
weil die BLS wegen der Zusage für

die beiden kleinen Linien acht
neue Doppelstockzüge des Typs
Mutz beim Schweizer Hersteller
Stadler Rail bestellt hat, sitzt sie
jetzt auf Zügen, die nur kosten.

Neuhaus wünscht nun von den
SBB, dass sie den Machtkampf
gegen die BLS aufgeben: «Ich er-
warte von den Bahndirektoren,
dass sie jetzt über ihren Schatten
springen. Die Streitigkeiten um die
Konzessionsvergabe dürfen kein
Hindernis sein.» Derzeit machen
aber die SBB keine Anstalten, kon-

kret auf die BLS zuzugehen. Zwar
haben sich die Bahnspitzen erst-
mals wieder zu den seit fast zwei
Jahren auf Eis liegenden Gesprä-
chen zum Thema Fernverkehr ge-
troffen, wie die BLS bestätigt. Ein
Angebot zur Nutzung der BLS-Zü-
ge haben die SBB dort aber abge-
lehnt. Und gestern hat der «Tages-
Anzeiger» gemeldet, dass die SBB
nun doch zwei Zugkompositionen
mieten werden, aber bei den Süd-
ostbahnen und nicht bei der BLS.

Denis vonBurg

Berner Verkehrsdirektor ruft SBB-Meyer zur Vernunft auf
SBB sollen den Streit mit der BLS vergessen und unbenutzte Zügemieten


